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INTERNATIONALERVERSÖHNUNGSBUND-:-Österreichischer Zweig 

A 1080 Wien, Lederergasse 23/2127 

An die 
Kanzlei aes Präsidenten 
des Natisna1rats 

Or. Ka~l-Renner-Rin~3 
1017 WIEN 

International Fellowship of Reconciliation 

Mouvement International de la Reconciliation 

Movimiento Internacional de la Reconcihaci6n . . 

Tel. 0222/485332 
Die Erste, BlZ 20111, Konto-Nr. 33928 

Datum '. . 1 1 ,\ P ')'1;' (; Q 
..L ~. s.;- ;. \ •.•. ~. \) U 

--; ~ ~tL t V erleilt1.5'.L=t;_=-:~=f~._ . ~:;§:::::J 
4--- -. 12. 4. 1988 

STELLUNGNAHME ae~INTERNATIONALEN VERSÖHNUNGSBUNDES, ÖSTERR€I­
CHISCHER ZWEIG (IVB) zur ZIVILOIENSTGE5ETZ-NOVELLE 1988 una zum 
ENTWURF des BUNDESMINISTERIUMS fOr INNERES 

1. Zum Zivildienst!esetz 

, .. - ...... 
2. Zum Entwurf eines BundeSlesetzes, mit dem das Zivil~ienBtge-

setz leändert werden sm11 

• 

Der Versöhnurigsbund arbeitet "gewaltfre: fur Frieden und Befreiuf1g 

"',,, .. 
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1. Zum Zivl1dienstges~tz 

Der Internatianale VersHhnungsbund ist der Überzeugung, daß eine dauer­

haf~e LHsung vonKmnflikten~ur 'dur~~ein~ ,e~altfreie Grun~h.ltunlund 
• • • • '. 0' •• 

Durch ,ewal tf,rl(!ie Methaaen mHglich ist. Deshlilb ex:streben wir lan!f.,ri~ 

stil cHe vollständige Abrüstung Österreichs und die Umstellung 'a~f\ri~~:, , 
. . . . .' ':;:.;.,: ,.' 

zi.le Verteidigung. Oli der Zivildienst (ZD) schon jetzt Elern'ente die.~t': 
, ' ,,'.,.' .... ,," 

lewaltfreien Verteidigung aufnehmen urid entwickeln kHnnte, st~ll~rijwi~' 

an ein ZD-Gesetz folgende Rrinzipiellen Forderungen: 

1.1. Anerkennung des vollen Rechtsau'Wehrdienstverweigerun~ 

Die Verweigerung jedes Wehrdienstes IiUS Gewiss-ensgründen ist ein Men­

schenrecihtj das durch keinerlei Verschlechterurig~ri de~ St~tus und Dien-
,,',,' , ,,' " ,', " . , ' " 

"::atl!"." d~r,Wehrd'ienstverweigerer beeinträchtigt werden darf (vgl. die . ' 

,;nt~c,hl,1,I!BUngen .der' UNO-Mensche,nrechtskommission und des Europaparla-
.::·,~e'nts) .,D~shalb~i~d Z~vildi~nst' ~~d ,Wef:1rdiens.t; als gleichwertige Ai­

ternativen zub~trlicht~n (keine.talls darf der ZD nur als Ersatzdienst 

lesehen werden). Für eiri ZDG bedeu~et das vo~ altem: 

1.1.1. keine Verlängerung des ZD, :da ,diese die, Zivildiener in vielerlei 

Hinsicht benachteiligen würde 

1.1.2. freie WahlmHglichkeit zwischen Zivildienst und Wehrdienst, Gaher 

Abschaffung der "Gewissensprüfung"'bei der ZD-Kommissimn. Jeder, der 

ZD leisten will, sollte .l~ mündig betrachtet werden, sein Gewissen 

aelbst zu kennen, und daher auf einfachen Antrag hin zum ZD zugelassen 

werden. 

1.2. Ausgliederung des ZD aus,der Umfassenden Larrdesverteidigung(ULV) 

Da die ULV ein militärisch dmminiertes Verteidi~~ngskßnzep~ ist und 

die "Zivile Landesverteidigung" in der ,H~upt5ache unteretUtzende Funk­

ti.nen fUr das Militär hat, lehnen. wir di~ Einbindung,des ZO in die 

ULV ab, weil sich_ die ml!!isten,Zivtldie~ergegen jedeUnterstUtzung vsn 
I •• 

militärischer Gewalt, aussprechen. Das bedeutet fOr eine Anderung des 

ZOG: 

1.2.1. keine gesetzli~he Einbindung vmn ordentlichem und außerordentli­
chem ZD 1n die Zivile Landesvert~idi9ungü~e~ das 'SM für Inneres, sun-

o • " ,. • 

der~ ErmH9lichung van Einsätzenvan ti~ildienern'bei Elementarereignis­

sen 'und Unglück sfällen auB ergew~hnli chen Umfang s. 

1.2.2.Abschaffung des GrlJndlehrgangs' fü!' deHl ,IiID'. ,ZD, weil er sich in 

vielerlei Hinsicht als Leerlauf' ~r,w,iesen t.iI~.' Sild'ungsfreistellungen 

fOr Zivlldiener zur Ausbildung in'den S~i~ichen gewaltfre1e Kmnflikt-. . -_..-. 
lösung, Saz1ale Verteidi!un~, Frieden.pmlitik urid VHlkerverständlgung, 
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weil diese in einem engen Zusammenhang mit der Gew18sensentscheidun~ 

. fUr den ZO stehen, sowie ~Or Einsätze bei Elementarereignissen und Un­

glUcksfällen außergewHhnlichen Umfangs. 

1.2.3. Schaffung von Ma~lichkeiten,' den ordentlichen ZO in friedenspM­

dagugischen und friedenagulitischen Bereichen im In- und Ausland zu 

leisten (ZO als Friedensdienst). Insbesondere kämen hier Tätigkeiten 

1n Friedens- und EntwicklungsDiensten oder als Beitrag zur Aufarbeitung 
. ' 

der Haterreichischen NS-Vergangenhelt, z.B. in KZ-Gedenkstätten, in 

frage. Zivil diener seIlen ihre Einsatz~tellen i~ o.Zo selbst wählen kHn­

nen (ahne Beeinflussung durch da~ SMfI). Außerdem sollte eine freiwillige 

Verlängerung des D.Zo (vergleichbar zum Bundesheer) mHglich sein. 

jo 

2. Zum Entwurf iUD ZOG-Novelle 1988 des BM far Inneres 

Da uns eine Änderung des ZOG im,Sinne von Punkt 1. in der derzeitigen 

Situation weni~ wahrscheinlich erscheint, machten wir mit unserer Stel­

lungnahme zum Entwurf des BMfI positive Ansätze darin verstärken, v.a. 
, . ' 

aber Buf Verschlechterung,en ',md .Gef,ahren 'in diesem Entwurf hinweisen 

und aie zu verhindern trachten. 

2.1. zu §3 Abs. 2: Wir bezweifeln die Sinnhaftigkeit der in der Aufzäh­

lun! verbleibenden Bereiche im Vergleich zu manch~n entfallenden. Außer­

dem wUnschen wir uns die A~~~Rh~e eines 8~rei6h~s ~friedenspädagmgische 

und friedenspolitische Tätigkeiten"' (Friedensarbeit}. 

Oie Einbeziehung iry die Ziy11e Landesverteidi~ung sollte wie auch.i~ 

Aba. 1 unterbleiben. 
," ;::: ... :-:-';., 

2.2. zu ~5 Aba. 6: Wir bel;!}rUßen die Aufnahme einer Regelung fOr' Wehr-:~ 
. ',.",. 

dienstverweigerer, die schon in einem anderen Staat ehren oien-st'·gele,:\.';':'\ 

atet haben. Die 4 Monate~Mindestdienstdauer halten wir aberg~n~~~il 
fUr zu hach. 

2.). zu §5, Abs. 7: Wir begrUßen den Wegfall einer weiteren zeitlichen 

Limltierung eines wesentlichen Bestandteils d~s ZOG. 

2~4. ,zu' §·6Abs. 3 und §47 Abs. 4: Im Falle der BtÜbehaltung der ZoK 
I . 

,l,I1I).,en ,wir die'se N~uregelung, wonach die Vertrauensperson nicht mehr , 
~e.,S~nat angehtl~t. als 'Vers~hleq~t~run9der Position des Zo-Bew~rbers 

",'~ab • 

2.5. !.!:L§8a':oieser Paragraph wird von uns ii\lS folgenden Granden strikt 

abgelehnt: 

/3 
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. t 
- er beinhliilt-e-t die Gefahrein·er versteckten Einführung des ao. ZD 

im Rahmen der ULV 

~ er fUhrt zu div~rs~n'Rl!!chtsnacht~ilen bzw. -unsicherheiten fUr dte 

Zivildiener (Weisung stliitt Bescheid, Dliiuer des Einsatzes nach Beendi­

gung des a.ZD) 

- er bringt Nachteile fUr versc~i~d~ne, ~~Iii. kleinere Einrichtungen 

~ er fUhrt zu einer bedenkliche~ Erweitefung der Kompetenzen desBMfI 

2.6. zu §9 Abs. 3: Der Einschub "sofern·Erfor~e~ni~se des ZD nicht ent­

gegenstehen" wäre zu streichen"· 

2.7. zu §12a: Wir begrüBen diese Regelung als einen ersten Schr1t~ auf 

einen ZD im Ausland hin. Weitere Sch~itte wären: - die Absichtserklä-
, ;. . 

rung zur Lelstun~ eines Entwicklun~sdienstes oder Frieder'ciulenstee 

- die Anerkennung an­

derer Dienste im obigen Sinne als gleichwerti~ dem Entwicklungsdienst. 

2.8. zu §18a Abs. 5: Dieser Absatz ~ient nur zur Erma~lichung einer 

Doppelbestrafun§ von Zivildienern und ~ird von uns daher abgelehnt. 

2.9. zu §22 Abs. 5: Auch dieser Absatz brin~t eine rechtliche Schlech­

terateilung der Zivildiener aufgrund gröBerer Unsicherheiten mit sich. 

2.10. zu §23aAbs. 2 und 3: Wir betrüBen diese Angleichung an den Wehr­

dienst. 

2.11. zu §~25a, 26& und 27 Abs. 1, sOhlie §28 Abs. 1: Zu den finliinziel­

len Neuregelun~en stellen wir fest, d&a ÖS 39.~ Kostgeld zu weni! sind; 

Ziffer 2 des § 25& begrüßen wir. Die Überbrückungshilfe ist trotz der 

Erhöhung noch immer weniger .als das Äquivliilent beim ,Wehrdienst. Auch 

die Kürzun~ des, Quartiergeldes lJm 10% scheint uns nicht sehr einsichtig. 

Die Angleichung des Kostgelde~ liiufÖS ~57.- ist einleuchtend im Sinne 

der Gleichbehandlung. Gene~ell scheinen ~ns d~e neuenRegelun!en vom 

Verwaltungsaufwand her sehr kompliziert~ 

2.12. zu §37b-d: Grundsätzlich begrüBt wir'd von uns die Einrichtun! 

einer Interessensvertretung fUr Zivildiener, liillerdings sind wir mit 

~er vorgeschlagenen Form aus falgenden GrUnden ni6ht zufrieden: 

- keine Aufn&hme/Erwähnun~ des hMeggenhofe~er Modells", 

uns bereits in mehreren Schreiben ausgesprochen haben 

für dills wir 

- ~IiiS var!eschlagene Mo~ell ~rmögiicht keine politische Vertretung .' ' 

der Interess~n_der Zivildiener, wie dliiB von vielen gewünscht wurde~ . 

- die Vertretung im Grundlehrgang ist nicht berUcksichtimt 
, ~. - . 

- Organisationen mit weniger als 5 Zivildienern sind nic~t be~ack-~ ~ .. 
aichtlgt 

- unzureichender Rechtsschutz fUr die Vertrauensmänner/Stellvertreter . . 
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(Vepsetzung sollte: nicht möglich sein außer ;auf eigenen Wunsch) 

- der Verwal tungEHiufwand für den Wahlmodus erscheint uns unglei;,cJi." 
" • '<. 

höher als im "Me~genhofener Modell" 
~.' . 

2.~3. zu §37e: Wir be~rüßen die Einführung eines Ausweises füt zivil- ,,~ 

diener, wenn eie dadurch Ermäßigungen bekommen 

2 • 14. zu § 41 Ab s. 5: Pos i t i v d Q Z u ver me r k e n wir, daß dur c h d·i e se· R e ~ e­

lun! mehr Tr~nsparenz möglich wird. Bedenklich scheint uns, daß diese 

Verordnung vom BMfI ohne Mita~beit der Rechtsträ~er erlassen wird und 

im ZOG '~~i"erll!!i Kriterien für unterschiedlich hGhe Beträge angegeben . " 

s1n •• ~eite~s wQ~5~hen wir uns die A~gabe der Unterschiede zwischen , 
. _eln~el~en Rechtstr~~ern in Prozentpunkten. 

" " 

~.15= z~ §47 Ab~~ 4 unri §54 Abs. 3: ~ii lehnen die Einführung von Drei-

eraenattm ab', weil.dadurch den 'livildienern Nachteile entstehen können. 

Außerdem sind 1n beiden Pa~agraphen die Kontro~lmögli~hkeitenvermlndert. 
. . 

2.16. zu §75: Wir begrüßen diese Neuregelung. 

für den IVB: td",- ~~R.. /-Lv-.-0 
Pete Hämmerie Andre s Pamperl 

(stellv. Vorsitzender) (Koordinator) 
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